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Verstöße gegen die Religionsfreiheit sind in nahezu 
einem Drittel der Länder der Erde (31,6 %), in denen 
wiederum zwei Drittel der Weltbevölkerung leben, 
an der Tagesordnung. In 62 von insgesamt 196 Län-
dern wird die Religionsfreiheit schwerwiegend verletzt. 
In diesen Ländern leben fast 5,2 Mrd. Menschen, denn 
zu den schlimmsten Rechtsverletzern gehören einige der 
bevölkerungsreichsten Staaten der Erde (China, Indien, 
Pakistan, Bangladesch und Nigeria). Hinweise zur Klas-
sifizierung:

a) Die Kategorie „Rot“ weist auf Verfolgung hin; sie 
umfasst 26 Länder, in denen 3,9 Mrd. Menschen leben 
– etwas mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung (51 %). 
Darunter sind zwölf afrikanische Staaten sowie mit Chi-
na und Myanmar (Birma) zwei Länder, gegen die wegen 
möglichen Völkermordes ermittelt wird.
b) Die Kategorie „Orange“ weist auf Diskriminierung 
hin; sie umfasst 36 Länder, in denen 1,24 Mrd. Menschen 
leben. In neun dieser Länder konnten leichte Verbesse-
rungen der Situation festgestellt werden, in 20 Ländern 
allerdings eine Verschlechterung.
c) Als „unter Beobachtung“klassifiziert sind Länder, in 
denen neu auftretende Faktoren beobachtet wurden, die 
das Potenzial haben, einen grundlegenden Zusammen-
bruch der Religionsfreiheit zu verursachen. In den Karten 
der Regionalen Analyse sind sie mit dem Symbol einer 
Lupe gekennzeichnet.
d) In allen zuvor genannten Kategorien tritt Hasskrim-
inalität auf  (vorurteilsgeleitete Angriffe auf religiöse Men-
schen bzw. religiöses Eigentum).
e) Alle übrigen Länder wurden nicht klassifiziert, was aber 
nicht unbedingt bedeutet, dass dort im Hinblick auf das 
Grundrecht der Religionsfreiheit ideale Bedingungen herr-
schen. 
 
In den Hauptkategorien hat das Ausmaß an Verfolgung 
und Unterdrückung im Berichtszeitraum deutlich 
zugenommen.

1.Transnationale dschihadistische Netzwerke, die 
sich über den Äquator ausdehnen, streben die Errich-
tung transkontinentaler „Kalifate“ an. Der sogenannte 
Islamische Staat (IS) und al-Qaida schließen sich – mit 
ideologischer und materieller Unterstützung aus dem 
Nahen Osten – mit einheimischen bewaffneten Milizen 
zusammen und treiben deren Radikalisierung voran, um 
entlang des Äquators „Provinzen des Kalifats“ zu erricht-
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en; ein Halbmond dschihadistischer Gewalt erstreckt sich 
mittlerweile in Subsahara-Afrika von Mali bis Mosambik 
und weiter über die Komoren im Indischen Ozean bis hin 
zu den Philippinen im Südchinesischen Meer.

2. Ein global expandierendes „Cyber-Kalifat“ ist nun-
mehr ein gängiges Instrument der Online-Rekruti-
erung und Radikalisierung im Westen. Islamistische 
Terroristen nutzen ausgefeilte digitale Technologien, um 
zu rekrutieren, zu radikalisieren und Anschläge zu verü-
ben. Terrorismusbekämpfungsstellen ist es zwar bisher 
nicht gelungen, die Online-Kommunikation der Terroristen 
auszuschalten, doch konnten sie Attentate in mehreren 
westlichen Ländern vereiteln.

3. Religiöse Minderheiten werden für die Pandemie ve-
rantwortlich gemacht. Bereits bestehende gesellschaft-
liche Vorurteile gegenüber religiösen Minderheiten in Län-
dern wie China, Niger, der Türkei, Ägypten und Pakistan 
führten während der Covid-19-Pandemie zu verstärkter 
Diskriminierung, die sich z. B. in der Verweigerung des 
Zugangs zu Nahrungsmitteln und medizinischer Ver-
sorgung äußerte.

4. Verschärfung religiöser Verfolgung durch au-
toritäre Regierungen und fundamentalistische Grup-
pen. In einigen asiatischen Ländern mit überwiegend 
hinduistischer oder buddhistischer Bevölkerung haben 
mehrheitsgesellschaftliche Grundströmungen eines re-
ligiösen Nationalismus – manipuliert von Regierungen 
und religiösen Oberhäuptern, die sich entsprechend vere-
innahmen lassen – dazu geführt, dass sich eine ethnore-
ligiöse Vorherrschaft etabliert hat. Dadurch werden An-
gehörige religiöser Minderheiten zunehmend unterdrückt 
und de facto zu Bürgern zweiter Klasse degradiert.

5. Sexuelle Gewalt wird als Waffe gegen religiöse 
Minderheiten eingesetzt. In immer mehr Ländern sind 
Verbrechen gegen Mädchen und Frauen zu verzeichnen, 
die entführt, vergewaltigt und durch Zwangskonversion 
zum Glaubenswechsel gezwungen werden. Angesichts 
der wachsenden Zahl derartiger Rechtsverletzungen, die 
häufig straffrei begangen werden, mehren sich Hinwei-
se, dass es sich um eine fundamentalistische Strategie 
handeln könnte, mit der letzten Endes das „Verschwind-
en“ bestimmter Religionsgemeinschaften beschleunigt 
werden soll.

6. Repressive Überwachungstechnologien nehmen 
zunehmend Glaubensgemeinschaften ins Visier. In 
China sorgen 626 Mio. KI-gestützte Überwachungskamer-
as und Smartphone-Scanner an wichtigen Fußgängerkon-
trollpunkten, die mit Analyseplattformen verbunden und an 
ein integriertes Sozialkreditsystem gekoppelt sind, dafür, 
dass religiöse Oberhäupter und Gläubige sich an die Ver-
ordnungen der Kommunistischen Partei halten.

7. 30,4 Mio. Muslime in China und Myanmar (darunter 
Uiguren und Rohingya) sind schwerwiegender Ver-
folgung ausgesetzt. Die internationale Gemeinschaft 
hat gerade erst damit begonnen, das Völkerrecht anzu-
wenden, um dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten.

8. Im Westen werden Instrumente, mit denen sich 
Radikalisierung vorbeugen lässt, über Bord geworfen. 
Obwohl Regierungen anerkennen, dass die Behandlung 
der Weltreligionen in der Schule Radikalisierungsten-
denzen verringert und das interreligiöse Verständnis bei 
Jugendlichen fördert, schaffen immer mehr Länder den 
Religionsunterricht ab.

9. Höfliche Verfolgung. Dieser Begriff spiegelt den 
Siegeszug neuer „Rechte“ bzw. kultureller Normen wider, 
die darauf abzielen, die Religionen „zum Schweigen zu 
bringen und auf die Verborgenheit des Gewissens jedes 
Einzelnen zu beschränken oder sie ins Randdasein des 
geschlossenen, eingefriedeten Raums der Kirchen, Syn-
agogen oder Moscheen zu verbannen“, wie Papst Fran-
ziskus es ausgedrückt hat. Diese neuen – gesetzlich ve-
rankerten – Normen führen dazu, dass die Rechte des 
Einzelnen auf Gewissens- und Religionsfreiheit in einen 
tiefen Konflikt mit der Verpflichtung zur Einhaltung dieser 
Gesetze geraten.

10. Interreligiöser Dialog – neue Impulse aus dem 
Vatikan. Papst Franziskus hat zusammen mit Ahmad 
al-Tayyib, Großimam von al-Azhar und Oberhaupt der 
sunnitisch-muslimischen Welt, eine Erklärung über die 
„Brüderlichkeit aller Menschen für ein friedliches Zusam-
menleben in der Welt“ unterzeichnet; er hat als erster 
Papst überhaupt eine katholische Messe auf der Arabis-
chen Halbinsel gefeiert; und gegen Ende des Berichtsze-
itraums sollte er den Irak besuchen (sein erster Besuch 
in einem Land mit schiitischer Mehrheit), um den interre-
ligiösen Dialog zu vertiefen.
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ERLÄUTERUNGEN 
ZUM METHODISCHEN 
VORGEHEN UND ZU 
DEN DEFINITIONEN
Marcela Szymanski, Chefredakteurin, Religionsfreiheit 
weltweit 2021

1. DEFINITIONEN
Zur Entwicklung der in unserem Bericht verwendeten Defi-
nitionen und Parameter haben wir die folgenden Quellen 
untersucht und genutzt:
• Büro des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte (Webseiten)
• UN-Sonderberichterstatter für Religions- und Glaubens-
freiheit 
• Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa (OSZE) und das Büro der OSZE für demokratische 
Institutionen und Menschenrechte (ODIHR) (Internetquel-
len unter http://hatecrime.osce.org/what-hate-crime)
• Dr. Mattia F. Ferrero, der Nationale Ansprechpartner 
des Heiligen Stuhls bzgl. hassmotivierter Kriminalität bei 
OSZE/ODIHR
• Dr. Heiner Bielefeldt, ehemaliger UN-Sonderberichter-
statter für Religions- und Glaubensfreiheit (Webseiten und 
persönliche Befragung)
• Prof. Massimo Introvigne, Gründer von BitterWinter.org 
und dem Zentrum für Studien über neue Religionen (Web-
seiten und persönliche Befragung)
• Leitlinien der EU zur Förderung und zum Schutz der Re-
ligions- und Glaubensfreiheit (Gespräche mit den verant-
wortlichen Mitarbeitern und Politikern)
• UNO-Konvention über die Verhütung und Bestrafung 
des Völkermordes (1948)
• Observatory on Intolerance and Discrimination against 
Christians/Dokumentationsarchiv der Intoleranz gegen 
Christen (Webseiten und Gespräche mit und Ellen Fantini)
• Dr. Gregor Puppinck, Gespräche über den philosophis-
chen Hintergrund der Religionsfreiheit, die Aufgaben von 
Regierungen und Grenzen der Freiheit

Des Weiteren haben wir Berichte der folgenden Organisa-

tionen (besonders ihrer Abteilungen für Methodik) berück-
sichtigt:
• OSZE/ODIHR 
• US Department of State (US-Außenministerium)
• US Commission for International Religious Freedom, 
USCIRF (US-Kommission für Internationale Religionsfrei-
heit)
• Pew Research Center
• Open Doors/Worldwatch List
• Berichte der fraktionsübergreifenden Arbeitsgruppe im 
Europäischen Parlament zu Religions- und Glaubensfrei-
heit und religiöser Toleranz
• Die Bibliothek von „Human Rights Without Frontiers“ 
(www.hrwf.org )
• Die Bibliothek von „Forum 18” (www.forum18.org) 

Texte von Experten, u.a.:
• John Newton: „Religious Freedom in Modern Societies”
• Jose Luis Bazán: „Discurso del odio, corrección política 
y libertad de expression”
• Marcela Szymanski: „Which Religious Freedom we de-
fend today?“

a) Religions- und Glaubensfreiheit
Artikel 18 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte: 
„Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Re-
ligionsfreiheit; dieses Recht schließt die Freiheit ein, seine 
Religion oder seinen Glauben zu wechseln, sowie die 
Freiheit, seine Religion oder seinen Glauben allein oder 
in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat durch 
Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Kulthandlungen zu 
bekennen”. (Quelle: http://www.un.org/en/universal-decla-
ration-human-rights/) 

Die Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Glaubensfrei-
heit ist in Artikel 18 der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte sowie in Artikel 18 des Internationalen Pakts 
über bürgerliche und politische Rechte verankert, der im 
Lichte der Allgemeinen Bemerkung Nr. 22 des UN-Men-
schenrechtsausschusses gelesen werden sollte. 

Unter völkerrechtlichen Gesichtspunkten hat die Reli-
gions- und Glaubensfreiheit drei Komponenten: 

(a) die Freiheit, eine Religion oder einen Glauben 
seiner Wahl zu haben bzw. anzunehmen – oder aber 
überhaupt keinen Glauben zu haben/anzunehmen;  
(b) die Freiheit, seine Religion zu ändern,
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(c) die Freiheit, seine Religion oder seinen Glauben allein 
oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat, 
durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Kulthandlungen 
zu bekennen. 

Die Religions- und Glaubensfreiheit wird ebenfalls durch 
Artikel 9 der Europäischen Menschenrechtskonvention 
und Artikel 10 der Charta der Grundrechte der Europäis-
chen Union geschützt. (Quelle: Absatz 10 der EU-Leitlin-
ien zur Förderung und zum Schutz der Religions- und 
Glaubensfreiheit)

b) Grenzen der Religionsfreiheit
Gemäß den Informationen auf den Webseiten des 
UN-Sonderberichterstatters für Religions- und Glaubens-
freiheit (http://www.ohchr.org/EN/Issues/FreedomReli-
gion/Pages/Standards.aspx) werden die Grenzen dieser 
Grundfreiheit bestimmt durch:
• die grundlegenden Menschenrechte anderer, wie in 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) 
dargelegt;
• öffentliches Interesse; nachweisliche Gefahr für die 
öffentliche Ordnung oder Gesundheit.

Darüber hinaus wird in der Resolution 2005/40 (Absatz 12) 
der Menschenrechtskommission und in der Resolution 
6/37 (Absatz 14) des Menschenrechtsrats erklärt, dass 
eine Beschränkung der Religions- und Glaubensfrei-
heit nach internationalen Menschenrechtsgesetzen 
zulässig ist, wenn sämtliche der folgenden Kriterien erfüllt 
sind:
a) die Einschränkung ist durch das Gesetz vorgeschrie-
ben;
b) die Einschränkung dient dem Schutz der öffentlichen 
Sicherheit, Ordnung, Gesundheit oder Moral oder dem 
Schutz der grundlegenden Rechte und Freiheiten anderer;
c) die Einschränkung ist für die Erreichung eines dieser 
Zeile notwendig und verhältnismäßig; und
d) die Einschränkung dient nicht dem Zweck der Diskri-
minierung und wird nicht auf diskriminierende Weise an-
gewandt.

Ach wenn es selbstverständlich erscheinen mag, halten 
wir es für wichtig zu erwähnen, dass die Religions- und 
Glaubensfreiheit neben den sich aus Artikel 3 der AEMR 
ergebenden Rechten existiert: Jeder Mensch hat das Re-
cht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person. 

Das Recht auf Religionsfreiheit ist insofern kein „abso-
lutes Recht“, denn es hat Grenzen; es bleibt jedoch ein 
„nicht abdingbares Recht“, dass auch im Ausnahmezu-
stand nicht ausgesetzt werden kann. 
 

2. BESTIMMUNG, OB EIN VORKOMMNIS EINE VER-
LETZUNG DER RELIGIONS- UND GLAUBENSFREIHEIT 
DARSTELLT
Für die Zwecke dieses Berichts ist das erste Kriterium, 
anhand dessen bestimmt wird, ob eine Verletzung der 
Religions- und Glaubensfreiheit vorliegt, die Frage nach 
dem Ergebnis einer Handlung und der Abgleich mit der 
Beschreibung des zugehörigen grundlegenden Rechts. 
Dabei ist zu bedenken, dass eine Verletzung der Re-
chte des Opfers oder der Opfer durch den Täter sowohl 
bewusst als auch unbewusst herbeigeführt worden sein 
kann. Meistens liegt klar auf der Hand, dass ein Recht des 
Opfers willentlich aufgrund der Religionszugehörigkeit en-
tweder des Täters oder des Opfers verletzt wurde, aber 
mitunter geschieht dies auch unbeabsichtigt. Ein Beispiel 
dafür ist Beschneidungsverbot in Island. Es zielte darauf 
ab, die Genitalverstümmelung von Mädchen zu unterbind-
en, doch da der Gesetzestext von „Kindern“ sprach, um 
nicht gegen ein bestimmtes Geschlecht zu diskriminier-
en, wurde dadurch auch die traditionelle Beschneidung 
der Vorhaut von Jungen verboten, die eine bestimmte 
Glaubensgemeinschaft praktiziert. Hier wurde die Re-
ligionsfreiheit nicht vorsätzlich verletzt, sondern verse-
hentlich. Eine vollständige Liste der Verletzungen der 
Religions- und Glaubensfreiheit nach den Kriterien der 
Vereinten Nationen im Zusammenhang mit anderen grun-
dlegenden Rechten finden Sie, wenn Sie auf der folgen-
den Webseite nach unten scrollen: http://www.ohchr.org/
EN/Issues/FreedomReligion/Pages/Standards.aspx

3. BESTIMMUNG, WELCHE ART VON VERLETZUNG 
DER RELIGIONS- UND GLAUBENSFREIHEIT IN EINEM 
LAND VORLIEGT
Für die Zwecke dieses Berichts werden Verletzungen der 
Religions- und Glaubensfreiheit als Prozess betrachtet, 
der in vier Phasen verläuft. Im Folgenden sollen diese 
näher definiert und die Merkmale für den Übergang in die 
nächste Phase so gut wie möglich beschrieben werden. 
Es wird natürlich Ausnahmen hiervon geben; sollten Sie 
Fragen dazu haben, wenden Sie sich gern an die Reda-
ktion. Am Ende dieses Dokuments finden Sie ein Raster, 
in dem Manifestationen der unterschiedlichen Typen von 
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Rechtsverletzungen aufgeführt sind, beruhend auf den 
verschiedenen von uns zitierten Quellen. Dieses sind die 
vier Hauptarten von Verstößen gegen die Religionsfrei-
heit:
a) Intoleranz. 
b) Diskriminierung.
c) Verfolgung.
d) Genozid.

4. EINORDNUNG
a) Toleranz/Intoleranz: Diese Phase umfasst das ges-
amte Spektrum von „keinerlei Probleme“ bis hin zu den 
verschiedenen Ausprägungen von „Intoleranz“, die in 
gewissem Maße in allen Ländern oder Kulturen auf-
tritt. Problematisch wird dies erst, wenn die Intoleranz 
offen gezeigt und von den zuständigen Stellen nicht 
infrage gestellt wird. In diesem Fall setzt eine „Normalis-
ierung“ ein, im Zuge derer sich die Intoleranz aufgrund der 
wiederholten und sanktionierten Darstellung bestimmter 
Bevölkerungsgruppen als gefährlich oder gesellschaftss-
chädigend verstärkt. Intoleranz zeigt sich hauptsächlich 
auf sozio-kultureller Ebene – in Vereinen, bei Sportveran-
staltungen, in der Nachbarschaft, in der Presse, im poli-
tischen Diskurs oder in der Populärkultur, z.B. im Kino und 
Fernsehen. Häufig bricht bei politischen Demonstrationen 
oder Protestmärschen zu einem nicht verwandten Thema 
entweder spontan oder geplant gegen eine bestimmte 
Bevölkerungsgruppe oder ihr Eigentum gerichtete Gewalt 
aus, der kein Einhalt geboten wird. Die Entscheidung 
der Behörden, gegen diese Formen der Intoleranz keine 
Maßnahmen zu ergreifen oder sie zu verurteilen, stellt 
ein stilles Einverständnis damit dar. Meinungsbildner aus 
allen Bereichen (Eltern, Lehrer, Journalisten, bekannte 
Sportler, Politiker etc.) können dabei zu Multiplikatoren 
von Botschaften der Intoleranz werden.
Allerdings haben die Betroffenen in dieser Phase noch die 
Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten. Die Intoler-
anz ist noch nicht in „Diskriminierung“ übergegangen. 
Das Grundrecht auf Nicht-Diskriminierung greift weiterhin. 
Akte der Intoleranz fallen in der Regel nicht in den strafre-
chtlichen Rahmen. Gewalttaten, die durch gewisse Voru-
rteile motiviert sind, gelten jedoch als Hassverbrechen und 
fallen somit unter das Strafrecht. „Hassrede“ hingegen gilt 
nicht als Hassverbrechen, weil es sich hierbei nicht um 
Gewalttaten handelt und sie folglich nicht in allen Ländern 
strafrechtlich verfolgt wird. 
Intoleranz ist die am schwierigsten zu bemessende Kate-
gorie, da sie häufig eher als „gefühltes Klima“ verstanden 

wird. Trotzdem prägt Intoleranz ein Umfeld durch die Wie-
derholung negativer Aussagen, mit denen eine bestimmte 
Gruppe als Gefahr für den Status Quo dargestellt wird. 
Wenn überhaupt, werden diese Aussagen dann durch 
Einzelpersonen in Frage gestellt, die dabei häufig mit 
dem Finger auf nicht näher bestimmte Gebilde wie „die 
Medien“, „die einheimische Kultur“ oder auf bestimmte 
Politiker zeigen. Wenn die Betroffenen selbst die Akte der 
Intoleranz nicht zur Anzeige bringen oder die Behörden 
nicht entschlossen gegen Intoleranz vorgehen, ist der 
Boden für Schlimmeres bereitet. 

b) Diskriminierung: Diese ist die Folge, wenn gegen In-
toleranz nichts unternommen wird. Diskriminierung find-
et statt, sobald Gesetze oder Regelungen vorliegen, die 
nicht für alle, sondern nur für eine bestimmte Gruppe 
gelten. Ein deutliches Zeichen für Diskriminierung sind 
Gesetzesänderungen, durch die Menschen aufgrund ihrer 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Bevölkerungsgruppe, 
Schicht oder Gemeinschaft unterschiedlich behandelt 
werden. Dabei wird zwischen direkter und indirekter 
Diskriminierung unterschieden. Direkte Diskriminierung 
liegt vor, wenn Handlungen sich ganz klar gegen ein Mit-
glied einer bestimmten Religionsgemeinschaft richten; in-
direkte Diskriminierung liegt zum Beispiel vor, wenn ein 
Unternehmen ausschließlich Mitarbeiter mit einer bestim-
mten Schulbildung einstellt, von der Anhänger einer bes-
timmten Religionsgemeinschaft jedoch ausgeschlossen 
sind. In solchen Fällen wird für gewöhnlich der Staat zum 
Täter, der die Religionsfreiheit verletzt. In den westlichen 
Ländern treten solche Verstöße auf, wenn die durch Artikel 
18 geschützte Gewissensfreiheit eingeschränkt wird, zum 
Beispiel für bestimmte Berufsgruppen oder Bildungsz-
weige. In dieser Phase tauchen auch Blasphemiegesetze 
auf, die eine Glaubensrichtung über alle anderen stellen 
und nicht den Einzelnen, sondern ein Kollektiv schützen. 
Innenpolitisch mag Diskriminierung zwar legal sein; sie 
fällt jedoch unter internationales Recht und ist gemäß der 
Menschenrechtscharta der Vereinten Nationen, gemäß 
UN-Konventionen und regionaler Konventionen (und Ver-
pflichtungserklärungen der OSZE) weiterhin verboten. 
Die Betroffenen müssen sich daher, mangels nationaler 
Kanäle, an die internationale Gemeinschaft wenden, um 
Hilfe zu erhalten. Zu den Beispielen für Diskriminierung 
gehören der eingeschränkte Zugang zu Arbeitsplätzen 
(einschließlich öffentlicher Ämter); die Verweigerung von 
Hilfe im Notfall, wenn der Empfänger nicht einer bestim-
mten Glaubensrichtung angehört; mangelnder Zugang 
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zur Justiz; Hinderung am Erwerb bzw. an der Instand-
setzung von Eigentum; die Unmöglichkeit, in einer bes-
timmten Wohngegend zu leben oder religiöse Symbole in 
der Öffentlichkeit zu zeigen. So kam es im Jahr der Cov-
id-19-Pandemie 2020 mitunter zu Schließungen von Tem-
peln, während Geschäfte weiterhin öffnen durften, und 
diese Schließungen schienen unverhältnismäßig oft und 
auf diskriminierende Weise bestimmte Religionsgemein-
schaften zu betreffen. 

c) Verfolgung: Diese Phase folgt üblicherweise auf die 
Phase der Diskriminierung. Hier kommt es auch zu „Has-
sverbrechen“. Verfolgungshandlungen und Hassverbre-
chen werden von voreingenommenen Tätern verübt, die 
die religiöse Identität des Opfers entweder kennen oder 
auch nicht. Verfolgungshandlungen und Hassverbrech-
en fallen unter das nationale und/oder das internation-
ale Strafrecht. Für gewöhnlich bestehen Verfolgung und 
Diskriminierung nebeneinander, und das eine baut auf 
dem anderen auf. Allerdings kann es in einem Land auch 
zu Verfolgung kommen, beispielsweise durch eine lokale 
Terrororganisation, ohne dass dort eine staatlich begün-
stigte Diskriminierung vorherrscht. Verfolgung äußert sich 
durch aktive Maßnahmen und Kampagnen, die darauf ab-
zielen, Menschen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgemeinschaft auszulöschen, zu vertreiben oder 
zu unterjochen. Ein Beispiel dafür sind systematische An-
griffe auf (ggfs. christliche) Bauern  in Afrika durch (ggfs. 
muslimische) Hirten unter dem Vorwand, es ginge um die 
Auswirkungen des Klimawandels. Die Gewalthandlun-
gen (die oft durch die öffentliche Debatte und die Geiste-
shaltung bestimmter Gruppen angeheizt werden) können 
dabei auch von einzelnen Personen verübt werden. Ver-
folgungshandlungen müssen weder „systematisch“ sein 
noch einer bestimmten Strategie folgen. 

Sowohl staatliche als auch nicht-staatliche Akteure kön-
nen für die Verfolgung einer bestimmten Gemeinschaft 
verantwortlich sein, doch in dieser Phase haben die Be-
troffenen keine Möglichkeit mehr, sich auf den staatlichen 
Rechtsapparat zu berufen. Private Akteure, die Hassver-
brechen gegen Mitglieder einer bestimmten Gruppe bege-
hen, kommen wahrscheinlich ungestraft davon. Die Opfer 
sind Rechtsmissbrauch ausgesetzt; sie werden enteignet 
und manchmal sogar getötet. Verfolgung wird anhand von 
Berichten der Opfer, Medienberichten, Berichten von Re-
gierungs- und Nichtregierungsorganisationen sowie von 
lokalen Verbänden identifiziert und gemessen, jedoch 

häufig durch anhaltende Gewalt erschwert; der Prozess 
kann Jahre dauern.

Häufig geht Verfolgung mit Gewalt einher; durch die 
Gewalt werden diese Taten zu Hassverbrechen. Mit-
glieder von Minderheiten sind unter anderem von Mord, 
Enteignung oder Zerstörung von Eigentum, Diebstahl, De-
portation, Exil, Zwangskonvertierung, Zwangsheirat, Ge-
ographieübergreifende etc. bedroht. Derartige Taten sind 
dabei nach nationalem Recht „legal“. In extremen Fällen 
kann Verfolgung sich zum Völkermord entwickeln.

Die von uns verwendete Definition von „Hassverbrechen“ 
stammt vom ODIHR: „Hate Crimes (Hassverbrechen) sind 
kriminelle Handlungen mit einem Vorurteilsmotiv gegen 
eine bestimmte Bevölkerungsgruppe. Um als Hassver-
brechen zu gelten, muss ein Delikt zwei Kriterien erfül-
len: Das erste Element eines Hassverbrechens ist das 
Verüben einer Tat, die nach gängigem Strafrecht als Delikt 
gilt; das zweite Element eines Hassverbrechens ist das 
Vorurteilsmotiv, aus dem die Straftat begangen wird.“  Für 
die Betrachtungsweise in diesem Bericht war dabei das 
Vorgehen (bzw. das ausbleibende Vorgehen) der Justiz 
gegen Hassverbrechen von großer Bedeutung.

In Ländern mit funktionierender Rechtsstaatlichkeit (wie 
in den meisten westlichen Demokratien) können Gerichte 
Verfolgungshandeln als Hassdelikte behandeln. In viel-
en anderen Ländern gibt es ebenso wenig Rechtsmittel 
gegen Intoleranz wie gegen bestimmte Hassverbrechen, 
und es kann vor Gericht schwer zu beweisen sein, dass 
Verfolgung vorliegt. Hassverbrechen mit einem ein-
deutig religiösen Vorurteilsmotiv können, ebenso wie 
Botschaften der Intoleranz oder der Tatbestand der Diskri-
minierung, einem schleichenden „Normalisierungsproz-
ess“ unterliegen. Häufig werden diese Verbrechen von 
nicht-staatlichen, privaten Akteuren verübt. Im Gegensatz 
dazu fallen Intoleranz und Diskriminierung selten unter 
anwendbares Strafrecht und werden sowohl von öffentli-
chen Stellen als auch Einzelpersonen verübt.

d) Genozid: Beim Genozid handelt es sich um die ulti-
mative Form der Verfolgung, bei der nur Instanzen des 
internationalen Völkerrechts einschreiten können. Laut 
der am 9. Dezember 1948 verabschiedeten UNO-Kon-
vention über die Verhütung und Bestrafung des Völk-
ermordes handelt es sich dabei um „Taten, die in der 
Absicht begangen werden, eine nationale, ethnische 
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oder religiöse Gruppe als solche ganz oder teilweise 
zu vernichten“
(http://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/
CrimeOfGenocide.aspx). Man muss nicht ermordet 
werden, um als Opfer eines Genozids zu gelten; darunter 
fallen auch folgende Taten:
• das Töten von Angehörigen einer bestimmten Bevölk-
erungsgruppe;
• das Zufügen von schweren körperlichen oder seelischen 
Schäden bei Angehörigen der Gruppe;
• die absichtliche Unterwerfung Betroffener unter Leb-
ensbedingungen, die darauf ausgelegt sind, sie ganz oder 
teilweise physisch zu vernichten;
• die Anordnung von Maßnahmen zur Geburtenverhin-
derung innerhalb der Gruppe;
• die zwangsweise Überführung von Kindern der betroff-
enen Gruppe in eine andere Gruppe.
Außerdem machen sich nach dem Text der Konvention 
nicht nur direkte Täter schuldig, sondern alle, die Tat-
en planen, zur Durchführung anstiften oder unter-
stützend tätig werden. Nach der Verabschiedung einer 
Resolution durch das Europäische Parlament (4. Februar 
2016), welche die Taten des sogenannten Islamischen 
Staats gegen Christen und Jesiden als Völkermord veru-
rteilt, zogen viele Staaten nach, darunter die Vereinigten 
Staates von Amerika. Auch die UNO begann am 21. Sep-
tember 2017 durch die Schaffung eines Mechanismus, 
der den sogenannten Islamischen Staat zur Rechenschaft 
ziehen soll (Resolution 2379), einen Prozess zur Klärung, 
ob ein Genozid vorliegt.  http://www.un.org/en/genocide-
prevention/genocide.html 

5. VERANTWORTLICHE AKTEURE FÜR „INTOLER-
ANZ“, „DISKRIMINIERUNG“, „VERFOLGUNG“ 
UND „GENOZID“:
Heutzutage tätige Organisationen wie der sogenannte Is-
lamische Staat und die verschiedenen Organisationen, die 
mit ihm in Verbindung stehen, Al-Qaida, Boko Haram oder 
die Drogen- und Menschenhandelskartelle fallen nicht 
mehr unter die tradierten Definitionen von staatlichen und 
nicht-staatlichen Akteuren. In Ländern oder Regionen, in 
denen der Staat nicht länger die Kontrolle ausübt (und in 
manchen Fällen selbst zum Opfer geworden ist) und in 
denen die geltenden „Gesetze‘“ der Gruppierung, die de 
facto die Macht inne hat, Menschenrechte verletzen, kann 
die fragliche Gruppierung nur noch von der internation-
alen Gemeinschaft zur Verantwortung gezogen werden. 
Wir unterscheiden die folgenden Tätergruppen:

a)  Staat (auf nationaler, regionaler oder kommunaler 
Ebene);
b)  Lokale nicht-staatliche Akteure (einschließlich 
gewaltbereiter religiöser Führer, landraubender Banden, 
rassistisch orientierter religiöser Gruppen und örtlicher 
Ableger von Organisationen wie den Taliban in Pakistan 
und Afghanistan, Boko Haram in Nigeria etc.), 
c) Multinationale kriminelle oder terroristische Or-
ganisationen (wie z.B. der sogenannte Islamische Staat, 
Al-Qaida, Al-Shabab, Boko Haram in Kamerun etc.)

6. ENTWICKLUNGSTENDENZEN IM UNTERSUCHTEN 
ZEITRAHMEN UND AUSBLICK FÜR DIE NÄCHSTEN 
ZWEI JAHRE:
Nach unserer Erfahrung ist ein Zeitraum von zwei Jahren 
maßgeblich, um die Auswirkungen von Veränderun-
gen beurteilen zu können, die durch staatliche Stellen 
eingeführt oder de facto durch nicht-staatliche Akteure 
geschaffen wurden. Wir haben dazu eine neue Kategorie 
eingeführt, die wir „Genaue Beobachtung erforderlich“ 
genannt haben. Diese Kategorie soll darauf hinweisen, 
dass sich ein Land – angetrieben durch verschiedene 
Akteure – auf die nächste Phase der Verletzung der Re-
ligions- und Glaubensfreiheit zubewegt.  Die Einschätzu-
ng der Aussichten für die Religions- und Glaubensfreiheit 
beruht auf den im jeweiligen Länderbericht genannten 
Vorfällen und anderen vom Autor eingeholten Informa-
tionen.
 

7. RASTER ALS HILFE FÜR DIE UNTERSCHEIDUNG 
ZWISCHEN „INTOLERANZ“, „DISKRIMINIERUNG“, 
„VERFOLGUNG“ UND „GENOZID“

In jedem Fall muss der Zwischenfall klar religiös motiviert 
sein und darf nicht auf eine allgemein schlechte Sicher-
heitslage zurückzuführen sein 
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(UNVOLLSTÄNDIGE AUFLISTUNG NUR DER HÄUFIGSTEN VORKOMMNISSE)

INTOLERANZ

DISKRIMINIERUNG

VERFOLGUNG

GENOZID

NEINJA
• Drohungen
• Hassrede
• Einschüchterung
• Vandalismus 

• Vorgeschriebene Staatsreligion
• Konvertierung nicht möglich (als Folge der auferlegten Staatsreligion)
• Anklage wegen Blasphemie möglich
• Verbot der Anbetung außerhalb von Tempeln
• Erwerb (sowie Reparatur oder Instandhaltung) von Eigentum nicht möglich
• Kein Schutz / keine Sicherheit des Eigentums
• Kein Zugang zu bestimmten Berufen
• Kein Zugang zu öffentlichen Ämtern
• Kein Zugang zu Fördermitteln
• Kein Zugang zu bestimmten Formen der (Aus-)bildung
• Verbot religiöser Symbole
• Kein Recht zur Ernennung von Geistlichen
• Keine Beachtung von Feiertagen
• Keine Evangelisierung, keine Materialien vorhanden
• Keine Kommunikation mit anderen Religionsgemeinschaften auf nationaler oder inter-
nationaler Ebene
• Kein Recht auf eigene Medien
• Kein Recht, gemeinnützige oder humanitäre Institutionen zu gründen und zu finanzieren
• Kein Recht auf Kriegsdienstverweigerung oder „zumutbare Rücksichtnahme“ am Arbeit-
splatz und bei der Erbringung von Leistungen

• Mord (Massenmord oder Mord an Einzelpersonen)
• Verhaftung
• Entführung, Versklavung
• Verbannung ins Exil
• Enteignung von Immobilien, Vermögenswerten und Geldern (auch wenn „legal“)
• Besetzung von Grundstücken
• Körperliche Angriffe, Verletzungen und Verstümmelungen
• Meinungsfreiheit stark eingeschränkt, drakonische Urteile/Strafen
• Einschüchterung, Drohungen
• Beschädigung von Eigentum (auch Eigentum der Religionsgemeinschaft, nicht nur des 
Einzelnen)
• Jede andere Straftat

• Töten von Angehörigen einer bestimmten Bevölkerungsgruppe
• Zufügen schwerer körperlicher oder seelischer Schäden
• Absichtliche Unterwerfung der Betroffenen unter Lebensbedingungen, die darauf 
ausgelegt sind, sie ganz oder teilweise physisch zu vernichten
• Anordnung von Maßnahmen zur Geburtenverhinderung innerhalb der betroffenen 
Gruppe
• Zwangsweise Überführung von Kindern der betroffenen Gruppe in eine andere Gruppe.


